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Pflegeversicherung, Ratings und Demographie –
Herausforderungen für deutsche Pflegeheime

Executive Summary

Das deutsche Gesundheitssystem ist durch eine hohe Regulierungsdichte,
eine starke Fragmentierung der Anbieter von Pflegeleistungen und große In-
transparenz gekennzeichnet. Ziel der vorliegenden Studie ist es zur Erhöhung
der Transparenz im stationären Pflegebereich beizutragen. Dieser macht im-
merhin über 70% des Marktvolumens der professionellen Pflege aus. Konkret
untersuchen wir folgende Aspekte:

1. die aktuelle Nachfrage, das Angebot und das Preisniveau der Pflegeheime
auf regionaler Ebene basierend auf einer Vollerhebung aller 10 000 statio-
nären Pflegeeinrichtungen,

2. die zukünftige regionale Nachfrage nach Pflegeplätzen unter Berücksichti-
gung demographischer Veränderungen,

3. die aktuelle Bonität von etwa 500 Pflegeheimen (116 Jahresabschlüsse),

4. ausgewählte Aspekte der sozialen Pflegeversicherung (SPV) insgesamt.

zu 1: Die Analyse von Daten aller 10 000 Pflegeheime zeigt die Heterogeni-
tät des stationären Pflegesektors. So sind Heime in Westdeutschland deutlich
teurer als in Ostdeutschland. Nordrhein-Westfalen sticht als besonders teure
Region hervor, ebenso Hamburg, Bremen, das Rhein-Main-Gebiet und Teile
Baden-Württembergs. Die Unterschiede lassen sich zum großen Teil durch
die jeweilige Heimgröße, die Personalintensität sowie das verfügbare Ein-
kommen je Einwohner erklären. Die (geschätzte) Auslastung auf Kreisebene
weist indessen keinen signifikanten Zusammenhang mit dem Preisniveau auf.
Im Durchschnitt beträgt die Auslastung derzeit 90%. Sie scheint regional zwi-
schen 70% und 100% zu schwanken.

zu 2: Deutschlandweit rechnen wir auf Basis der 10. koordinierten Bevölke-
rungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamts (2003) bis 2020 mit
etwa 30% mehr stationären und etwa 25% mehr ambulanten Pflegefällen als



2005 – absolut bedeutet dies fast 600 000 zusätzliche Pflegebedürftige. Regio-
nal streuen diese Zahlen stark. Besonders in Ostdeutschland, in der Region
um München und in den westlichen Teilen Niedersachsens und Nordrhein-
Westfalens dürfte die Zahl der stationären Pflegefälle überdurchschnittlich,
um über 50%, wachsen, während in Nordhessen und im Süden Niedersach-
sens die Zunahme verhalten ausfallen, aber immer noch über 10% liegen
dürfte. Der Bedarf an zusätzlichen Pflegeplätzen bis 2020 leitet sich aus der
Zunahme der Pflegefälle und aus der derzeitigen Auslastung der Pflegeheime
ab. Für den Zeitraum bis 2020 prognostizieren wir Neuinvestitionen in Höhe
von etwa 15 bis 17 Mrd. ¤.

zu 3: Analog zum Rating von Krankenhäusern im Krankenhaus Rating Re-
port 2006 führen wir für 116 Jahresabschlüsse von 508 Pflegeheimen ein Bi-
lanzrating durch. Die durchschnittliche Ausfallwahrscheinlichkeit1 der Pflege-
heime des Datensatzes beträgt etwa 1,9% und liegt damit leicht über der von
Krankenhäusern. Im Vergleich zu anderen mittelständischen Unternehmen
in Westdeutschland schneiden die Pflegeheime des Datensatzes schlechter ab.
Etwa 16% der Pflegeheime weisen eine sehr hohe Ausfallwahrscheinlichkeit
auf und fallen als besonders insolvenzgefährdet in den „roten“ Bereich. 20%
besitzen eine leicht erhöhte Insolvenzgefahr („gelber“ Bereich). Große Pfle-
geheime weisen eine deutlich niedrigere Ausfallwahrscheinlichkeit auf als
kleine; hochpreisige Heime schneiden besser ab als preisgünstige. Heime mit
aktuellen Jahresabschlussdaten besitzen eine niedrigere Ausfallwahrschein-
lichkeit als jene mit einer veralteten Datenlage. Statistisch signifikante Unter-
schiede zwischen Ost- und West- bzw. Nord- und Süddeutschland und zwi-
schen Einzelheimen und Ketten ließen sich nicht feststellen. Inwieweit die ge-
nannten Faktoren tatsächlich Ursache für beobachtete Unterschiede sind,
lässt sich mit den vorhandenen Daten allerdings nicht beantworten.

zu 4: Die Finanzprobleme der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV)
werden in der Öffentlichkeit breit diskutiert. Für 2006 steht eine weitere Re-
form des Systems an. Weitgehend unbemerkt blieb bisher der Reformbedarf
der SPV – wohl auch aufgrund ihres im Vergleich zur GKV geringeren Bei-
tragsvolumens. Seit 1999 übersteigen allerdings die Ausgaben die Einnahmen
der SPV, sodass die noch bestehende Kapitalreserve in wenigen Jahren aufge-
braucht sein wird. Eine grundlegende Reform steht bislang aber noch aus. Sie
ist dringend notwendig,weil die Finanzierungslücke im Zuge der Alterung der
Bevölkerung noch wachsen wird. Spätestens 2009 kann die SPV in ihrer der-
zeitigen Form ihre Aufgaben nicht mehr erfüllen – wie der Mehrbedarf an Lei-
stung bis 2020 erbracht werden soll, ist derzeit völlig unklar. Die vorliegende
Studie erörtert daher verschiedene Maßnahmen zur Stabilisierung der Fi-
nanzlage der SPV, und zwar:
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– eine Verschärfung der Kriterien zur Inanspruchnahme von Leistungen der
SPV bzw. eine Reduktion des Leistungskatalogs,

– eine Erhöhung der Beiträge zur SPV,

– eine Reduktion der Pflegesätze bzw. Erhöhung der Eigenbeteiligung,

– sinkende Preise von Pflegeheimen durch verstärkten Wettbewerb,

– eine schrittweise Umstellung der SPV auf eine Kapitaldeckung im Sinne
von Häcker/Raffelhüschen (2004).

Die Auswirkungen dieser Maßnahmen lassen sich mit Hilfe des Ratings prin-
zipiell auch auf die wirtschaftliche Lage der Pflegeheime abschätzen. So hätte
eine Verschärfung der Kriterien zur Inanspruchnahme von Leistungen der
SPV (Maßnahme 1) zur Folge, dass bei gleichem Budget weniger Leistungs-
empfänger bedacht werden könnten. Bei unveränderter Pflegehäufigkeit
wäre mit dem Ausschluss von etwa 250 000 stationären und 400 000 ambulan-
ten Pflegefällen bis 2020 zu rechnen. Zusätzlich ist ein leichter Anstieg der In-
solvenzwahrscheinlichkeit aufgrund höherer Pflegekosten zu erwarten.

Um den Status quo der Pflegeversorgung halten zu können, müsste der Bei-
tragssatz von derzeit 1,7% (für Kinderlose 1,95%) bis 2020 auf etwa 2,5%, bis
2050 sogar auf über 6,0% steigen (Maßnahme 2). Hierdurch würden jüngere
und noch nicht geborene Generationen stark belastet. Ferner wäre mit negati-
ven Effekten am Arbeitsmarkt zu rechnen. Eine Reduktion der Pflegesätze
der SPV (Maßnahme 3) würde die Eigenbeteiligung erhöhen und die Nach-
frage vermutlich senken. Sie würde Pflegebedürftige, deren Angehörige und
die öffentliche Hand belasten. Würde der gesamte Finanzierungsdruck der
SPV über sinkende Preise für Pflegeleistungen einseitig auf die Pflegeheime
abgewälzt (Maßnahme 4), würden 2020 etwa 60% der Pflegeheime im roten
Bereich liegen. Vor dem Hintergrund des wachsenden Pflegebedarfs stellt
sich daher die gesellschaftliche Frage, wie ausreichende Pflegekapazitäten in
Zukunft sichergestellt werden können, wenn viele Pflegeheime nicht wirt-
schaftlich geführt werden können, die zusätzlichen Belastungen aber auf alle
Schultern verteilt werden sollen.

Keine der dargestellten Maßnahmen kann separat durchgeführt werden,ohne
gravierende Auswirkungen entweder auf die Generationengerechtigkeit, den
Arbeitsmarkt, die Pflegebedürftigen, deren Angehörige, die öffentliche Hand,
die Pflegequalität oder die Pflegeheime zu haben. Die fünfte Maßnahme ist
zwar grundsätzlich zu begrüßen. Ihre Umsetzung könnte aber am mangeln-
den politischen Willen und am Widerstand von Interessensgruppen scheitern.
Wir empfehlen daher einen Maßnahmenmix, der die zusätzlichen Belastun-
gen auf die älteren und die jüngeren Generationen sowie auf die Pflegeein-
richtungen gleichmäßig verteilt und die Belastung der noch nicht geborenen
Generationen reduziert.
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Obwohl der Krankenhaus- und der Pflegesektor beide vor beachtlichen Ver-
änderungen stehen und bei beiden die zukünftige Finanzierung der Leistun-
gen hinterfragt wird, sind die jeweiligen Auswirkungen substanziell verschie-
den. Im Krankenhaussektor würde eine Marktbereinigung mit dem Abbau
von Überkapazitäten einhergehen und grundsätzlich für gut befunden – die
verbleibenden Marktteilnehmer werden nach der Konsolidierung wirtschaft-
lich gesünder dastehen. Im Pflegesektor würde eine Marktbereinigung in Ver-
bindung mit einem Abbau von Kapazitäten aufgrund der Alterung der Bevöl-
kerung indessen enorme Engpässe hervorrufen.

Die Studie verdeutlicht, dass der steigende Pflegebedarf weder auf Basis der
SPV in ihrer derzeitigen Form finanziert noch auf Grundlage der derzeitigen
Struktur der Pflegeheime gedeckt werden kann. Viele Heime arbeiten unwirt-
schaftlich und werden die kommenden Jahre vermutlich nicht überleben.
Durch eine Deregulierung der Pflegeheimplanung könnte die Konsolidierung
des Sektors durch große Verbünde und Ketten vorangetrieben werden, wel-
che Neuinvestitionen in große,moderne und effiziente Heime tätigen können.

Da die Finanzierung der Betriebsausgaben durch die SPV derzeit nicht gesi-
chert ist, hängt die Frage danach, wann und wo neue Kapazitäten gebaut wer-
den, nicht nur vom regionalen Pflegebedarf ab, sondern auch davon, inwieweit
die regionalen Gegebenheiten ein wirtschaftliches Pflegeangebot erlauben.
Das Einkommen, aber auch regulatorische Vorgaben, beispielsweise zur An-
zahl examinierten Personals oder zur maximalen Pflegeheimgröße, spielen
dabei sicherlich eine Rolle und müssen auf den Prüfstand. Während also die
Politik die Rahmenbedingungen derart gestalten muss, dass Pflegeheime wirt-
schaftlich arbeiten können, muss sich das Pflegeheim selbst neu ausrichten. Es
sollte Teil einer sektorübergreifenden integrierten Gesundheitsversorgung
werden, die Krankenhäuser, Rehakliniken, niedergelassene Ärzte und den
Immobiliensektor einschließt. Es sollte seine Leistungen in Einklang mit den
Bedürfnissen der Pflegebedürftigen segmentieren und seine Wirtschaftlich-
keit durch Größeneffekte mit Hilfe von Verbund- oder Kettenbildung verbes-
sern (können).


